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Bonn, den 7. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Beschaffungen für das Zivilschutzkorps 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kempflerr 

Schlager, Wagner, Dr. Althammer, Dr. Even, Leicht 
und Genossen 
— Drucksache V/694 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse weitestmöglicher 
Vereinfachung und um den deutschen Steuerzahler vor ver- 
meidbaren finanziellen Belastungen zu bewahren, die Deckung 
des Bedarfs für das Zivilschutzkorps durch die bereits beste- 
hende Beschaffungsstelle des Bundesministers des Innern vor- 
nehmen zu lassen und eine entsprechende Regelung auf Grund 
des § 3 Abs. 5 des Gesetzes über das Zivilschutzkorps vom 
12. August 1965 (BGBl. I S. 782) zu treffen? 

Die Bundesregierung ist seit Beginn der Planungen für das 
Zivilschutzkorps der Auffassung, daß die Beschaffungen für das 
Zivilschutzkorps im allgemeinen zentral durch die Beschaffungs- 
stelle des Bundesministers des Innern vorgenommen werden 
sollen. Die gesetzliche Ermächtigung in § 3 Abs. 5 des Gesetzes 
über das Zivilschutzkorps, für die Beschaffung von Liegen- 
schaften und Ausrüstungsgegenständen und für Baumaßnah- 
men ganz oder teilweise bundeseigene Verwaltung einzufüh- 
ren, beruht dementsprechend auf dem Vorschlag der Bundes- 
regierung. Eine Rechtsverordnung auf Grund dieser Ermächti- 
gung wird derzeit vorbereitet und ist bereits mit Vertretern 
der Länder erörtert worden. Mit dieser Verordnung soll die 
bundeseigene Verwaltung eingeführt werden. Die Beschaffungs- 
stelle wird sodann auf Grund der Organisationsgewalt nach 
Artikel 86 GG mit der Beschaffungsaufgabe betraut. 
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2. Ist die Bundesregierung ebenfalls der Meinung, daß hierbei 
die Erfahrungen der großen Bedarfsträger des Bundes berück- 
sichtigt werden sollten, da jede andere Handhabung zu einer 
Vergeudung von Haushaltsmitteln und zu einer Gefährdung 
der Einsatzbereitschaft des Zivilschutzkorps im Verteidigungs- 
fall führen würde? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß bei der Beschaf- 
fung der Ausrüstung für das Zivilschutzkorps die Erfahrungen 
anderer öffentlicher Stellen, insbesondere der großen Bedarfs- 
träger des Bundes, voll zu nutzen sind. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, für eine Beschränkung des ein- 
zuführenden Geräts zu sorgen, da eine Vielzahl von Modellen 
zu Schwierigkeiten führt, die in der Praxis kaum bewältigt 
werden können und vielfach übersehen wird, daß 

— nach einer abgeschlossenen Erstausstattung der Verbände 
das Schwergewicht auf der Erhaltung des Materials liegt; 

— die Zahl der Ersatzteile die der Erstausstattung um ein 
Vielfaches übersteigt. Die Ersatzteilbevorratung beeinflußt 
wiederum in erheblichem Umfang das gesamte Versorgungs- 
system; 

— - die Bevorratung an Ersatzteilen erhebliche Haushaltsmittel 

beansprucht, so daß in Verbindung mit der erforderlichen 
Materialerhaltung derartig hohe Mittel gebunden werden, 
daß nur geringe Mittel für Neu- bzw. Ersatzbeschaffungen 
zur Verfügung stehen; 

— die Instandsetzungskapazität der Verbände im Frieden und 
im Verteidigungsfall begrenzt ist? 

Die Bundesregierung hält eine Standardisierung des Geräts 
innerhalb des Zivilschutzkorps für erforderlich. Die Vorteile 
einer Typenbeschränkung im Hinblick auf Instandhaltung und 
Versorgung sind ihr bekannt. Es ist daher vorgesehen, daß die 
Einheiten des Zivilschutzkorps in allen Ländern regelmäßig mit 
demselben Gerät ausgestattet werden. Keineswegs ist beabsich- 
tigt, unterschiedliche Modelle einzuführen, wo einheitliches 
oder genormtes Gerät benutzt werden kann. Erprobungsver- 
suche bleiben von dieser Vorstellung unberührt. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, aus den vorgenannten Gründen 
auf 


- Neuentwicklungen zu verzichten und 

— möglichst bei Verbänden mit ähnlichen Aufgaben einge- 
führtes Material zu beschaffen, insbesondere bei 

— Radkraftfahrzeugen, Instandsetzungs- und Energieversor- 
gungsgerät, ABC-Abwehrgerät, Brandschutzgerät, Drahtfern- 
melde- und Funkgerät, Bekleidung und persönliche Aus- 
rüstung, Verpflegungsgerät sowie Sanitätsmaterial, 

weil nur eine weitgehende Verwendung bereits in anderen Ver- 
bänden vorkommender Baugruppen und Einzelteile (Standard!-' 
sierung und eine technisch einfache Austauschbarkeit von Bau- 
gruppen und Verschleißteilen die sparsamste Verwendung öf- 
fentlicher Haushaltsmittel gewährleistet und eine optimale Ein- 
satzbereitschaft sichert? 
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Die Bundesregierung beabsichtigt, bei der Ausstattung des 
Zivilschutzkorps, soweit möglich, auf handelsübliches oder 
genormtes Gerät zurückzugreifen oder auf Geräte, die bereits 
für andere Bedarfsträger entwickelt oder beschafft und einge- 
führt sind. Damit soll nicht nur eine sparsame Verwendung 
öffentlicher Mittel, sondern auch eine optimale Einsatzbereit- 
schaft erreicht werden. Neuentwicklungen werden nur dann in 
Angriff genommen, wenn sich bei sorgfältiger Überprüfung 
ergibt, daß für bestimmte Aufgaben des Zivilschutzkorps noch 
kein zweckentsprechendes Gerät vorhanden ist, oder wenn die 
allgemeine technische Weiterentwicklung dazu Anlaß gibt. 


5. Ist difi Bundesregierung bereit, die seit Jahren in der Beschaf- 
fungspraxis bestehende enge Zusammenarbeit zwischen der 
Beschaffungsslelle des Bundesministers des Innern und des Bun- 
desamtes für Wehrtechnik und Beschaffung, die ihren Nieder- 
schlag in dem Erlaß des Bundesministers der Verteidigung vom 
18. Dezember 1963 {VMBl. 1964 Nr. 3 vom 15. Januar 1964] 
gefunden hat, in der Zukunft weiter zu intensivieren und auch 
auf die Beschaffungen des Bundesamtes für Zivilen Bevölke- 
rungsschutz auszudehnen? 

Die zuständigen obersten Bundesbehörden haben seit Beginn 
der Beschaffungen für die Bundeswehr im Interesse der Ratio- 
nalisierung und der Ersparnis von Haushaltsmitteln die in der 
Anfrage hervorgehobene enge Zusammenarbeit zwischen den 
Beschaffungsdienststellen im Geschäftsbereich der Bundes- 
minister des Innern und der Verteidigung veranlaßt. Diese Zu- 
sammenarbeit erstreckt sich insbesondere auf den Erfahrungs- 
austausch, auf gemeinsame Beschaffungen, auf Beschaffungs- 
hilfen in Einzelfragen und auf die Anwendung einheitlicher 
technischer Lieferbedingungen. Sie wird, sofern möglich, wei- 
terhin intensiviert werden. 

Die für die Zusammenarbeit zwischen der Beschaffungsstelle 
des Bundesministers des Innern und dem Bundesamt für Wehr- 
technik und Beschaffung ergangenen Anordnungen sind in ei- 
nem grundlegenden Erlaß meines Hauses an die Beschaffungs- 
stelle vom 21. Juli 1962 zusammengefaßt worden. Die nach 
diesem Erlaß gebotene Zusammenarbeit gilt für alle von der 
Beschaffungsstelle vorzunehmenden Beschaffungen, also auch 
für die in der Anfrage genannten Beschaffungen für das Bun- 
desamt für zivilen Bevölkerungsschutz, Sie wird sich daher auch 
auf die Beschaffungen für das Zivilschutzkorps erstrecken. 
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